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Energiepolitischer Jahrhundertfehler
Die Energiestrategie 2050 führt die Schweiz weg von einem stabilen und nachhaltigen System der Energieversorgung.
Der Wechsel zu erneuerbaren Energien muss viel zu teuer erkauft werden. SILVIO BORNER

Die Energiestrategie 2050 dürfte als politischer
Jahrhundertfehler in die Geschichte eingehen.
Solche zeichnen sich durch ideologische Wur-

zeln, alarmistische Begleitmusik und eine sich selbst
verstärkende Eigendynamik aus. Jahrhundertfehler ent-
stehen nicht in Notsituationen. Die Schweizer Strom-
politik grenzte an Wunder: Schon nach dem ErstenWelt-
krieg forcierte das Land die Elektrifizierung durch Was-
serkraft, um die Abhängigkeit von deutscher Kohle zu
reduzieren. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde dies ver-
stärkt, bis in den Sechzigerjahren klar wurde, dass der
Ausbau derWasserkraft an Grenzen stossen würde. Auch
Importabhängigkeit und Luftbelastung wurden als Ge-
fahr erkannt und leiteten den Übergang zur Kernenergie
ein, mit Unterstützung der Linken und der Grünen.

In den Neunzigerjahren ergänzte die Schweiz die prio-
ritäre Versorgungssicherheit vorsichtig mit Sparmass-
nahmen bei fossilen Energieträgern und der Förderung
neuer erneuerbarer Quellen. Die 2009 eingeführte kos-
tendeckende Einspeisevergütung (KEV) war eine ökolo-
gische Nische, die auch der politischen Absicherung der
Kernkrafterneuerung dienen sollte. Die Schweiz hatte
eine sichere und effiziente Stromversorgung mit hohem
Anteil an Grundlast aus AKW, planbaren Lautkraftwer-
ken und kurzfristig disponiblen Pumpspeichern.

Das wird mit der Energiestrategie 2050 leichtfertig
aufs Spiel gesetzt - ohne wissenschaftliche Fundierung,
ohne verfassungsmässige Legitimation und ohne realis-
tische Abschätzung der gesamtwirtschaftlichen Folgen.
Letzteres hat unsere Studie (Borner et al., «Energiestra-
tegie 2050: Eine institutionelle und ökonomische Ana-
lyse») an die Hand genommen. Die Ergebnisse sind, wie
auch die Berechnungen von Eduard Kiener, früherer Di-
rektor des Bundesamts für Energie, negativ. Gerade des-
wegen wohl sind sie von den offiziellen Stellen über die
Medien bis zur Elektrizitätsbranche negiert worden.

Radikale Massnahmen
Die Energiestrategie 2050 will nicht nur die Kernenergie
abschaffen, sondern auch eine deutliche Reduktion der
CO2-Emissionen herbeiführen. Zum Erreichen dieser
widersprüchlichen Ziele ist ein Strauss radikaler Mass-
nahmen vorgesehen. Dazu gehören technische Vor-
schriften zur Verbesserung der Energieeffizienz von
Motorfahrzeugen, Elektrogeräten und Heizanlagen,

Subventionen für die energetische Sanierung von Ge-
bäudehüllen und Gebäudetechnik, Lenkungsabgaben
auf Öl, Gas und Strom sowie eine massive Subventionie-
rung der neuen erneuerbaren Energieträger.

Von diesem Wildwuchs an Interventionismus wer-
den Wunderdinge erwartet: ein Beitrag zur Eindäm-
mung der globalen Erwärmung, eine Vorbildfunktion,
ein Innovationsvorsprung und eine geringere Import-
abhängigkeit. Manche erhoffen sich gar mehr neue Ar-
beitsplätze, als bestehende durch Produktionsverlage-

rungen verloren gehen. Zudem soll das Wachstum bis
2050 kaum beeinträchtigt werden. Bei objektiver Be-
trachtung entpuppen sich diese Visionen als Illusion.

Zur Erreichung der Reduktionsziele für CO2 und
Stromverbrauch müssten sehr hohe Lenkungsabgaben
eingeführt werden. Sie würden bei einem schweizeri-
schen Alleingang - Rückerstattung hin oder her - für die
Wettbewerbsfähigkeit existenzbedrohend. Lenkungs-
abgaben haben zudem unerwünschte Verteilungswir-
kungen. Die Vorbildfunktion würde wegen der extrem
hohen Kosten zu einem abschreckenden Beispiel.

Dies umso mehr, als technische Normen die heuti-
gen oder bereits veralteten Technologien in die Zukunft

«Die Energiestrategie
wurde nicht aus einem
wissenschaftlichen
Prozess hergeleitet.»

übertragen, was den marktgetriebenen Innovations -
prozess bremst. Profitable Effizienzverbesserungen wer-
den auch ohne staatliche Massnahmen vorgenommen.
Darüber hinausgehende Sparziele sind nichts anderes
als Rationierung oder paternalistisches «Wegschubsen»
von angeblich unmoralischem «Luxus- oder Sünden-
konsum». Nur ist der Stromverbrauch weder ein Luxus
noch eine schädigende Handlung, sondern zentrale
Grundlage für den Werkplatz Schweiz.

Die Substitution der von Kernkraftwerken gelieferten
Bandenergie durch Flatterstrom aus witterungsabhän-
gigen Anlagen führt zu zusätzlichen Systemkosten und
gefährdet die Versorgungssicherheit. Wind und Sonne
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schicken keine Rechnungen. Aber ihre Umwandlung in
Strom bedingt enorme Zusatzkosten für sonst unnötige
Reserve- und Speicherkapazitäten sowie für die Integra-
tion ins Netz. Diese Systemzusatzkosten müssten der
Solar- und Windenergie belastet werden.

Die Erneuerbaren erweisen sich insofern als Selbst-
täuschung, als auch Fotozellen, Windräder oder Batte-
rien nicht erneuerbare Ressourcen benötigen. Selbst
wenn die direkten Produktionskosten von heute schon
weniger als 40% des Endpreises weiter sinken, werden
die Speicher-, Reserve- und Netzkosten mit steigendem
Flatteranteil wachsen. Sie lassen sich nicht beseitigen.
Vieles ist im Bereich Speicherung oder Smart Grid im
Labor möglich, aber nicht auf die erforderliche Grössen-
ordnung skalierbar und wirtschaftlich unrentabel.

Ohne KEV können die neuen erneuerbaren Energien
nicht überleben. Scheint die Sonne und weht der Wind,

entsteht in der Regel ein Überschussangebot, und die
Grosshandelspreise sinken. Die Einspeiser von Flatter-
strom sind nicht bloss verwöhnte Subventionsempfän-
ger, sondern auch unsolidarische Trittbrettfahrer im
Netz. In Deutschland wurden 2015 Wind und Sonne mit
25 Mrd. subventioniert. Der Börsenwert der Produk-
tion beträgt gerade knapp 2 Mrd.. Da ist die ökono-
misch relevante Netzparität noch in weiter Ferne.

Negativ-Vision
Nach Fukushima rückte die Politik mit dem Entscheid,
aus der Kernenergie auszusteigen, eine unreflektierte
Negativ-Vision in den Vordergrund. Ohne die bevorste-
henden Wahlen hätten die damals vier Bundesrätinnen
kaum so entschieden. Die Verwaltung entwickelte da-
nach in Rekordzeit die Energiestrategie 2050. Sie wurde
nicht wissenschaftlich fundiert hergeleitet. Eine strate-
gische Planung darf keine Optionen ausschliessen und

keine Forschungsergebnisse vorgeben. Das Verbot nu-
klearer Technologie ist deshalb eine Riesendummheit.

Eine Umkehr verhindern auch skrupellose Partikular-
interessen, die stets neue oder grössere Subventions-
töpfe fordern. Die Energiepolitik wird von Funktio-
nären, Ideologen und Profiteuren dominiert, die keine
Verantwortung für Fehlinvestitionen übernehmen müs-
sen. Und für die Politiker ist allein der lange Planungs-
horizont Grund genug, die langfristigen Konsequenzen
auszublenden. Selbst wenn Politiker zu zweifeln begin-
nen, machen sie weiter, weil nach der millionenschwe-
ren Propaganda das Volk nun das glaubt, was sie selbst
schon nicht mehr so ganz glauben.

Gemäss Verfassung hat sich der Staat «für eine aus-
reichende, breit gefächerte, sichere, wirtschaftliche und
umweltverträgliche Energieversorgung sowie für einen
sparsamen und rationellen Energieverbrauch» einzu-
setzen. Neue Erneuerbare erfüllen das nicht. Weil die
Wende technisch und erst recht wirtschaftlich nicht
möglich ist, soll mit harter Regulierung erzwungen wer-
den, dass sich die Stromnachfrage dem künstlich ver-
knappten und schwankenden Angebot anpassen muss:
via Gebote und Verbote sowie hohe «Sündensteuern ».

Die Wende wäre auch für kommende Generationen
mit hohen volkswirtschaftlichen Kosten, wissenschaft-
lich-technologischen Nachteilen und Einschränkungen
des Entscheidungsspielraums verbunden. Eine Volksab-
stimmung auf Verfassungsebene ist deshalb unabding-
bar. Weil die Politik im Jahrhundertfehler stecken geblie-
ben ist, die Ideologen mit Untergangsszenarien Ängste
schüren, die Subventionsjäger ihre Privilegien verteidi-
gen und die Branche selbst die Verluste auf die Öffent-
lichkeit abwälzen kann, müssen wir als Kunden, Steuer-
zahler und Stimmbürger dem Spuk ein Ende bereiten.

Silvio Borner ist emeritierter Professor für Wirtschaft
und Politik an der Universität Basel.


